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Gesetz

zur Förderung der elektronischen Verwaltung in Thüringen
sowie zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung

(Thüringer E-Government-Gesetz -ThürEGovG-)

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt

Grundlagen

§ 1 Begnffsdefinition E-Govemment, Ziel und Geltungsbereich
§ 2 Barrierefreiheit

§ 3 Personalgewinnung, Qualifizierung

Zweiter Abschnitt
Elektronisches Verwaltungshandeln

§ 4 Zentrales E-Government-Portal

§ 5 Elektronischer Zugang zur Verwaltung
§ 6 Sen/icekonten
§ 7 Datenverarbeitung
§ 8 Elektronische Kommunikation mit Bürgern und juristischen Personen

§ 9 Elektronische Verwaltungsverfahren
§10 Information zu Behörden und über ihre Verfahren in dem zentralen, öffentlich zugängli-

chen Portal

§11 Elektronische Formulare
§ 12 Elektronische Bezahlmöglichkeiten und elektronische Rechnungsstellung
§13 Elektronischer Rechnungsempfang

Artikel 1 § 2 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2016/2012/EU des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 26. Oktober 201 6 über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stel-
len.
Artikel 1 § 6 und § 7 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt
und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG.
Artikel 1 § 13 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2010/45/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 13, Juli 2010 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem hinsichtlich
der Rechnungsstellungsvorschriften
Artikel 1 § 12 Abs. 2 und § 13 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen (ABI. L 133
vom 6.5.2014,3.1).
Artikel 2 dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im BinnenmarKt (ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 36).



§ 14 Nachweise
§15 Elektronische Aktenführung

§16 Übertragen und Vernichten des Papieroriginals
§ 17 Aufbewahrung und Archivierung
§ 18 Optimierung von Verwaltungsprozessen und Information zum Verfahrensstand

§ 19 Akteneinsicht
§ 20 Elektronische Behördenkommunikation

§ 21 Bereitstellen von Daten in öffentlichen Netzen
§ 22 Georeferenzierung von Registern
§ 23 Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsblätter

Dritter Abschnitt
Informationstechnische Zusammenarbeit und Informationssicherheit

§ 24 Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen des IT-Planungsrates
§ 25 Ebenen übergreifende Zusammenarbeit im E-Government
§ 26 Koordinierung des E-Govemment und des IT-Einsatzes in der Landesverwaltung

§ 27 Verordnungsermächtigung und Verwaltungsvorschriften
§ 28 Anschluss Landesdatennetz und Finanzierung

§ 29 Verarbeitung von Daten im Auftrag
§ 30 Abwehr von Schadprogrammen und Gefahren für die Informationstechnik

Vierter Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 31 Berichtspflichten
§ 32 Einschränkung von Grundrechten
§ 33 Gleichstellungsbestimmung

Erster Abschnitt

Grundlagen

§1
Begriffsdefinition E-Government, Ziel und Geltungsbereich

(1) E-Government ist die Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammenhang mit Regle"

ren und Verwalten (Government) mit Hilfe von fnformations- und Kommunlkationstechniken
über elektronische Medien. Der Einsatz von digitalen Informations- und Kommunikations-

techniken vereinfacht die Durchführung von Prozessen zur Information, Kommunikation und

Transaktion in und zwischen staatlichen Institutionen sowie zwischen diesen und den Bür-

gern oder juristischen Personen.

(2) Ziel dieses Gesetzes ist es, die Grundlagen für eine einfache elektronische Kommunika-
tion mit und innerhalb der öffentlichen Verwaltung sowie für elektronische und medienbruch-
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freie Kommunikations- und Bearbeitung sprozesse in der öffentlichen Verwaltung zu schaf-

fen.

(3) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden des

Landes sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften und
Anstalten des öffentlichen Rechts. Dieses Gesetz gilt ferner für die öffentlich-rechtliche Ver-

waltungstätigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern sie aufgrund der nachfol-

genden Vorgaben dieses Gesetzes zur Erfüllung verpflichtet sind. Behörde im Sinne dieses
Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt.

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, der Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen, die Tätigkeit des Mitteldeut-
sehen Rundfunks, der Schulen, der Hochschulen nach § 1 Abs. 2 des Thüringer Hochschul-

gesetzes, der Krankenhäuser, des Universitätsklinikums, der Thüringer Aufbaubank, der der

Aufsicht des Landes unterstehenden öffentlich-rechtlichen Versicherungsuntemehmen und
Versorgungswerke, der Sparkassen, der Sparkassen- und Giroverbände sowie die Tätigkeit

der Deutschen Rentenversicherung Mitteldeutschland und der Unfallkasse Thüringen. Das

Gesetz gilt nicht für den Landesrechnungshof sowie für die Tätigkeiten der Stiftungen, Belie-
henen oder Notare.

(5) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für
1. Verwaltungsverfahren, in denen Landesfinanzbehörden Bestimmungen der Abgabenord-

nung (AO) anwenden,
2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, die Rechts-

hilfe für das Ausland in Straf- und Zivilsachen, die Steuerfahndung und Maßnahmen des

Richterdienstrechts,
3. die Verwaltungstätigkeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und

4. für das Amt für Verfassungsschutz und die durch Absatz 3 verpflichteten Stellen oder
deren Teile, soweit sie sicherheitsempfindliche Aufgaben im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3
bis 5 des Thüringer Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 17. März 2003 (GVBI. S.185)
in der jeweils geltenden Fassung wahrnehmen.

(6) Für die Tätigkeit der Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Justizverwaltung ein-
schließlich der ihrer Aufsicht unterliegenden Körperschaften des öffentlichen Rechts gilt die-

ses Gesetz nicht. § 15 Abs. 1 und 2 sowie § 16 bleiben unberührt.

§2
Barrierefreiheit

Die Behörden haben bis spätestens 23. September 2020 zu gewährleisten, dass die elektro-

nische Kommunikation und elektronische Dokumente schrittweise so gestaltet werden, dass
sie auch von Menschen mit Behinderungen grundsätzlich uneingeschränkt nach den Rege-

lungen des Thüringer Gesetzes zur Gleichstellung und Verbesserung der Integration von

Menschen mit Behindeaingen vom 16. Dezember 2005 (GVBI. S. 383) in der Jeweils gelten-
den Fassung genutzt werden können.

§3
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Personalgewinnung, Qualifizierung

(1) Die Gewinnung, Bindung und Entwicklung von IT-Fachkräften in der Landesverwaltung
soll auf Grundlage eines gemeinsamen Personalentwicklungskonzepts der obersten Lan-

desbehörden erfolgen.

(2) Durch anforderungsgerechte Qualifizierungsmaßnahmen werden der Erwerb und der
Erhalt der IT- und E-Government-Kompetenz der Bediensteten der Landesven/valtung si-

chergestellt.

(3) Bei der Einführung neuer IT- oder E-Government-Verfahren sowie bei wesentlichen Er-

weiterungen oder sonstigen Änderungen bestehender Verfahren sind die hiervon betroffenen

Bediensteten angemessen zu schulen.

Zweiter Abschnitt

Elektronisches Verwaltungshandeln

§4
Zentrales E-Govemment-Portal

(1) Das für die Koordinierung der ressortüberg reifenden tnformations- und Kommunikations-
technik und E-Govemment zuständige Ministerium hat ein zentrales E-Government-Portal zu

errichten.

(2) Über das zentrale E-Government-Portal werden:

1. der elektronische Zugang zur Verwaltung nach § 5 Abs. 2 eröffnet,

2. Servicekonten für Bürger und juristische Personen nach § 6 zur Verfügung gestellt,
3. die Abwicklung von elektronischen Verwaltungsverfahren nach § 9 durchgeführt und
4. Informationen zu Behörden und über ihre Verfahren nach § 10 zur Verfügung gestellt.

§5
Elektronischer Zugang zur Verwaltung

(1) Die Behörden sind verpflichtet auch einen Zugang für die Ubermittlung elektronischer
Dokumente nach § 3a Abs. 1 des Thüringer Ven/valtungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in

der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der Jeweils geltenden Fassung zu
eröffnen. Die Behörden des Landes sind verpflichtet für den Zugang nach Satz 1 ein Ver-
schfüsselungsverfahren anzubieten.

(2) Die Behörden haben spätestens bis zum 1. Januar 2019 den Zugang zu dem zentralen
E-Government-Portal, über das Dokumente nach § 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1 und 4 ThürVwVfG

elektronisch ausgetauscht werden können, zu errichten. Von der Maßnahme nach Satz 1

kann aufgrund Unwirtschaftlichkeif ganz oder teilweise abgesehen werden. Die Gründe sind

zu dokumentieren.
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(3) Die Behörden haben spätestens mit der Bereitstellung eines zentralen De-Mail-Gateways
durch das Land einen zusätzlichen elektronischen Zugang durch eine De-Mail-Adresse im

Sinne des De-Mail-Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBI. l S. 666) in der jeweils geltenden

Fassung zu errichten. Dabei ist der Zugang auch für die Ubennittlung einer De-Mail im Sinne
des § 3a Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 ThürVwVfG. des § 36a Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 des Ersten Buches

Sozialgesetzbuch oder des § 87a Abs. 3 Satz 4 Nr. 2, Abs. 4 Satz 3 AO einzurichten. Bei
Verfahren, bei denen personenbezogene Daten, die einem Berufs- oder besonderen Amts-

geheimnis unterliegen, verarbeitet werden, ist zusätzlich eine Verschlüsselung bei der Da-

tenübermittlung einzusetzen. Sieht ein Fachverfahren die ausschließliche Einreichung von
Unterlagen in elektronischer Form vor, so entfällt die Pflicht zur Entgegennähme einer De-

Mail in diesem Fachverfahren. Ist bereits die Verpflichtung zur Eröffnung eines Zugangs

durch das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach oder durch ein funktionsgleiches
Nachfolgeprodukt gesetzlich geregelt, so kann ebenfalls von der Eröffnung eines Zugangs
durch eine De-Mail-Adresse abgesehen werden.

§6
Servicekonten

(1) Die Behörden haben den Bürgern und juristischen Personen spätestens ab dem 1.
Januar 2019 Servicekonten anzubieten. Das für die Koordinierung der ressortübergreifenden
Informations- und Kommunikationstechnik und E-Government zuständige Ministerium hat

hierfür ein zentrales IT-Verfahren bereitzustellen. Von der Maßnahme nach Satz 1 kann ab-

gesehen werden, sofern eine Behörde bereits ein eigenes Service- oder Bürgerkonto be-

treibt, welches in der Funktionalität mindestens dem über das zentrale IT-Verfahren angebo-

tenen Servicekonto entspricht und mit diesem möglichst nahtlos zusammen arbeitet. Dies ist
gewährleistet, wenn Informationen auf effiziente und verwertbare Art und Weise ausge-

tauscht und dem Nutzer zur Verfügung gestellt werden können.

(2) Das Sen/icekonto dient der Identifizierung der Nutzer vor Inanspruchnahme von elektro-
nischen Dienstleistungen. Die elektronische Identifizierung kann mittels einer einmaligen
Abfrage der Identitätsdaten erfolgen. Ein dauerhaftes Speichern der Identitätsdaten ist mit
Einwilligung der Nutzer möglich.

(3) Vor jeder Verwendung in einer E-Government-Anwendung muss der Nutzer die Einwilli-

gung zur Verarbeitung seiner Identitätsdaten für die konkrete Anwendung erteilen.

§7
Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der Identität des Nutzers des Servicekontos können bei Registrierung
und Nutzung eines Servicekontos personenbezogene Daten verarbeitet werden.

(2) Die Bereitstellung des Servicekontos gemäß § 6 Abs. 1 erfolgt behördenübergreifend und
zentral bei einer durch das für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations- und

Kommunikationstechnik und E-Govemment zuständige Ministerium bestimmten Stelle.
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(3) Die für die Abwicklung einer Verwaltungsleistung zuständige Behörde kann im Einzelfali

mit Einwilligung des Nutzers die für die Identifizierung des Nutzers erforderlichen Daten bei
der für das Servicekonto zuständigen Stelle elektronisch abrufen. Zu diesem Zweck dürfen

die anfordernde Behörde und die abgebende Behörde die für die Nutzung der Verwaltungs-

dienstleistung erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten. Die Einwilligung nach
Satz 1 muss den datenschutzrechtlichen Anforderungen entsprechen.

§8
Elektronische Kommunikation mit Bürgern und juristischen Personen

(1) Durch die Wahl eines elektronischen Kommunikationswegs eröffnen Bürger sowie juristi-

sehe Personen in der jeweiligen Angelegenheit den Zugang für die zuständige Behörde. Die-

se soll im Fall einer Antwort nach Maßgabe des § 10 ThürVwVfG den von dem Absender
gewählten elektronischen Kommunikationsweg zur Übermittlung der Antwort nutzen. Satz 2
gilt nicht, soweit die Antwort in einem elektronischen Fachverfahren erzeugt oder versandt
wird, wenn Rechtsvorschriften, insbesondere des Art. 5 Abs. 1 f der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr

und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) in der jeweils geltenden Fassung, sowie § 5a

des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Volistreckungsgesetzes in der Fassung vom 5.

Februar 2009 (GVBI. S. 24) in der jeweils geltenden Fassung, dem gewählten Kommunikati-
onsweg entgegenstehen oder die Antwort der Behörde aufgrund technischer Unmöglichkeit
oder Unwirtschaftlichkeit nicht auf demselben elektronischen Weg erfolgen kann. Ferner ist
der Nutzer im Vorfeld der Ubermittlung personenbezogener Daten darauf hinzuweisen, dass

die Kommunikation über den E-Mail Provider des Nutzers erfolgt und somit auch die Daten-
schutzbestimmungen und Geschäftsbedingungen des Providers gelten.

(2) Werden an Bürger oder juristischen Personen elektronische Dokumente übermittelt, sol-

len für diese offene und standardisierte Dateiformate genutzt werden.

§9
Elektronische Verwaltungsverfahren

Die Behörden haben spätestens ab dem 1. Januar 2019 über das zentrale E-Govemment-

Portal die elektronische Abwicklung von Verwalfungsverfahren mit Bürgern oder juristischen
Personen anzubieten, soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen. Von der Maßnahme

nach Satz 1 kann aufgrund technischer Unmöglichkeit oder Unwirtschaftlichkeit ganz oder
teilweise abgesehen werden. Die Gründe sind zu dokumentieren.

§10
Information zu Behörden und über ihre

Verfahren in dem zentralen, öffentlich zugänglichen Portal

(1) Die Behörden stellen über das zentrale E-Government-Portal aktuelle Informationen über
ihre Aufgaben, ihre Anschrift, ihre Geschäftszeiten sowie postalische, telefonische und elekt-

ronische Erreichbarkeiten zur Veri'ügung.
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(2) Die Behörden haben spätestens ab dem 1. Januar 2019 über das zentrale E-
Government-Portal über die von ihnen auf elektronischem Weg angebotenen Dienstleistun-

gen, damit verbundene Gebühren, beizubringende Unterlagen und die zuständige Ansprech-

stelle und ihre Erreichbarkeit zu informieren sowie erforderliche Formulare bereitzustellen.

§11
Elektronische Formulare

Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines bestimmten Formulars vorgeschrieben, das
ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch nicht die Anordnung der Schriftform be-

wirkt. Bei einer für die elektronische Versendung an die Behörde bestimmten Fassung des

Formulars entfällt das Unterschriftsfeld.

§12
Elektronische BezahlmögHchkeiten und elektronische Rechnungsstellung

(1) Fallen im Rahmen eines elektronisch durchgeführten Verwaltungsverfahrens Gebühren
oder sonstige Forderungen an, ermöglichen die Behörden spätestens ab dem 1. Januar

2019 die Einzahlung dieser Gebühren oder Begleichung dieser sonstigen Forderungen über
ein elektronisches Zahlungsabwicklungsverfahren, welches an mindestens einem im elektro-

nischen Geschäftsverkehr üblichen und hinreichend sicheren Zahlungsverfahren teilnimmt.
Das für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations- und Kommunikations-

technik und E-Government zuständige Ministerium hat hierzu ein zentrales Verfahren bereit-

zustellen.

(2) Erfolgt die Einzahlung von Gebühren oder die Begleichung sonstiger Forderungen durch
ein elektronisches Zahlungsabwicklungsverfahren, sollen Rechnungen oder Quittungen in
einer für den Empfänger verarbeitbaren Weise elektronisch angezeigt werden. Dies gilt auch,

wenn die sonstige Forderung außerhalb eines Verwaltungsverfahrens erhoben wird.

§13
Elektronischer Rechnungsempfang

(1) Elektronische Rechnungen, die nach Erfüllung von öffentlichen Aufträgen und Aufträgen
sowie zu Konzessionen von Auftraggebern im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbe-

werbsbeschränkungen mit Sitz in Thüringen ausgestellt wurden, sind zu empfangen und zu

verarbeiten. Diese Verpflichtung gilt unabhängig von dem Geltungsbereich nach § 1 und un-
abhängig davon, ob der Wert des vergebenen öffentlichen Auftrags, des vergebenen Auf-

trags oder der Vertragswert der vergebenen Konzession den nach § 106 GWB jeweils maß-
geblichen Schwellenwert erreicht oder überschreitet. Verträgliche Regelungen, die die elekt-
ronische Rechnungsstellung vorschreiben, bleiben unberührt.

(2) Eine Rechnung ist elektronisch, wenn
1. sie in einem strukturierten elektronischen Format ausgestellt, übermittelt und empfangen

wird und
2. das Format die automatische und elektronische Verarbeitung der Rechnung ermöglicht.
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§14
Nachweise

(1) Wird ein Verwaltungsverfahren elektronisch abgewickelt, können die vorzulegenden
Nachweise spätestens ab dem 1. Januar 2020 elektronisch eingereicht werden, es sei denn,

dass durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist oder die Behörde für bestimmte Ver-

fahren oder im Einzelfall die Vorlage eines Originals oder einer beglaubigten Abschrift ver-
langt. Die Behörde entscheidet nach pfiichtgemäßem Ermessen, welche Art und Qualität des

elektronischen Nachweises zur Ermittlung des Sachverhalts zulässig ist.

(2) Mit Einwilligung der oder des Nutzers kann die zuständige Behörde erforderliche Nach-
weise, die von einer deutschen öffentlichen Stelle stammen, unmittelbar bei der ausstellen-

den öffentlichen Stelle elektronisch einholen. Dies gilt für alle Fälle, in denen nicht ausdrück-

lich eine nichtelektronische Vorlage gesetzlich angeordnet ist. Zu diesem Zweck dürfen die
anfordernde Behörde und die ausstellende öffentliche Stelle die erforderlichen personenbe-
zogenen Daten verarbeiten.

(3) Die Einwilligung nach Absatz 2 muss den datenschutzrechtlichen Anforderungen ent-

sprechen.

§15
Elektronische Aktenführung

(1) Es ist zulässig, Akten ausschließlich elektronisch zu führen.

(2) Wird eine Akte elektronisch geführt, ist durch geeignete technisch-organisatorische Maß-
nahmen nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass die Grundsätze ordnungsgemä-

ßerAktenführung eingehalten werden.

(3) Die Behörden des Landes haben spätestens ab dem 1. Januar 2023 ihre Akten elektro-
nisch in einem zentralen Verfahren zu führen. Von der Maßnahme nach Satz 1 können Be-

hörden oder Teile oder Bereiche einer Behörde aufgrund Unwirtschaftlichkeit ganz oder teil-
weise absehen. Die Gründe sind zu dokumentieren.

(4) Soweit Behörden des Landes ihre Akten elektronisch führen, ist die elektronische Akte ab
dem 1.Januar 2025 führend.

§16
Übertragen und Vernichten des Papieroriginals

(1) Die Behörden sollen, soweit sie Akten elektronisch führen, anstelle von Papierdokumen-
ten deren elektronische Wiedergabe in der elektronischen Akte aufbewahren, Bei der Über-

tragung in elektronische Dokumente ist nach dem Stand der Technik sicherzustellen, dass
die elektronischen Dokumente mit den Papierdokumenten bildlich und inhaltlich überein-
stimmen, wenn sie lesbar gemacht werden, und dass nachvollzogen werden kann, wann und

durch wen die Unterlagen übertragen wurden. Von der Übertragung der Papierdokumente in
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elektronische Dokumente kann abgesehen werden, wenn die Übertragung unverhältnismä-

ßigen technischen Aufwand erfordert oder unwirtschaftlich ist.

(2) Papierdokumente nach Absatz 1 sollen nach der Übertragung in elektronische Dokumen-
te vernichtet oder zurückgegeben werden, sobald eine weitere Aufbewahrung nicht mehr aus

rechtlichen Gründen oder zur Qualitätssicherung des Ubertragungsvorgangs erforderlich ist.

§17
Aufbewahrung und Archivierung

(1) Soweit es zur Erhaltung der Lesbarkeit erforderlich ist, müssen elektronisch gespeicherte

Akten oder Aktenteile in ein anderes elektronisches Format überführt werden. § 16 Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend. Für elektronische Dokumente, die Papierdokumente wiedergeben,

gilt § 16 Abs. 1 Satz 2 entsprechend.

(2) Die Bestimmungen des Thüringer Archivgesetzes in der jeweils gültigen Fassung bleiben

unberührt.

§18
Optimierung von Verwaltungsabläufen und Information zum Verfahrensstand

(1) Ven/valtungsabläufe der Behörden des Landes sollen spätestens bis zum 1.Januar 2030

standardisiert und elektronisch abgebildet werden.

(2) Vor der elektronischen Abbildung der Verwaltungsabiäufe sind diese unter Nutzung einer
landeseinheitlichen Methode zu dokumentieren, zu analysieren und zu optimieren. Dabei

sollen im Interesse der Nutzer die Verwaltungsabläufe so gestaltet werden, dass Informatio-

nen zum Verfahrensstand und zum weiteren Verfahren sowie die Kontaktinformationen der

zum Zeitpunkt der Anfrage zuständigen Ansprechstelle auf elektronischem Wege abgerufen
werden können, soweit nicht Rechtsvorschriften entgegenstehen.

(3) Von den Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 kann ganz oder teilweise abgesehen
werden, soweit diese einen nicht vertretbaren wirtschaftlichen Aufwand bedeuten würden

oder Rechtsvorschriften oder sonstige zwingende Gründe entgegenstehen. Liegen zwingen-

de Gründe vor, kann auch von der Frist nach Absatz 1 Satz 1 abgewichen werden. Die

Gründe nach den Sätzen 1 und 2 sind zu dokumentieren.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend bei allen wesentlichen Änderungen elektro-

nisch unterstützter Verwaltungsabläufe oder der eingesetzten informationstechnischen Sys-

teme.

§19
Akteneinsicht

(1) Soweit ein Recht aufAkteneinsicht besteht, können die Behörden, die Akten elektronisch

führen, Akteneinsicht dadurch gewähren, dass sie
1. einen Aktenausdruck zur Verfügung stellen,
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2. die elektronischen Dokumente auf einem Bildschirm wiedergeben,

3. elektronische Dokumente übermitteln oder
4. den elektronischen lesenden Zugriff auf den Inhalt der Akten gestatten.

(2) Auf die Gewährung von Akteneinsicht nach Absatz 1 Nr. 3 findet § 8 Abs. 1 Satz 3 und 4

entsprechend Anwendung.

§20
Elektronischer Datenaustausch zwischen Behörden

(1) Der elektronische Datenaustausch zwischen Behörden innerhalb des Landes erfolgt spä-

testens ab dem 1. Januar 2022 gesichert über das Landesdatennetz. Ab dem 1. Januar 2025

erfolgt der Datenaustausch ausschließlich elektronisch.

(2) Soweit die Pflicht zur Aktenvorlage in Einzelfällen gesetzlich angeordnet oder Mittel des
allgemeinen oder spezialgesetzlich geregelten Unterrichtungsrechtes der Aufsichtsbehörde
ist, ist der Austausch von Akten spätestens ab dem 1 . Januar 2023 auf elektronischem Weg
zwischen Behörden des Landes und den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu gewähr-

leisten. Das Scannen der Akten und deren Ubermittlung in strukturierter Form reichen hierfür
aus, soweit die Behörde ihre Akten noch nicht vollumfänglich elektronisch führt.

(3) Von der Übermittlung von Unterlagen auf elektronischem Weg kann abgesehen werden,
wenn die Übertragung oder eine gegebenenfalls erforderliche Verschlüsselung der Nachrich-

ten und der Unterlagen unverhältnismäßigen technischen Aufwand erfordert.

§21
Bereitstellen von Daten in öffentlichen Netzen

(1) Stellen Behörden über öffentlich zugängliche Netze Daten auf elektronischem Weg zur
Verfügung, so sind diese grundsätzlich in maschinentesbaren Formaten und möglichst offen
anzubieten. Ein Format ist maschinenlesbar, wenn die enthaltenen Daten durch Software

automatisiert ausgelesen und verarbeitet werden können. Die Daten sind mit Metadaten be-

reitzustellen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für Daten, die vor dem Inkraftfreten dieses Gesetzes
erstellt wurden, nur, wenn sie grundlegend überarbeitet werden oder bereits in maschinen-

lesbaren Formaten vorliegen. Die Pflichten nach den Sätzen 1 bis 3 gelten nicht, soweit
Rechte Dritter oder geltendes Recht entgegenstehen.

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind identifizierbare Sammlungen von Aufzeichnungen,

die
1. inhaltlich strukturiert vorliegen, insbesondere in Tabellen- oder Listenform,

2. ausschließlich Fakten beinhalten, unabhängig von Bedeutung, Interpretation und Kon-

text,

3. nicht das Ergebnis einer Bearbeitung vor der Erhebung sind und
4. nach der Erhebung keine Bearbeitung erfahren haben, ausgenommen eine Bearbeitung,

die aus rechtlichen oder aus tatsächlichen Gründen erfolgt ist.

§22
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Georeferenzierung von Registern

(1) Wird ein elektronisches Register, welches Angaben mit Bezug zu inländischen Grundstü-
cken enthält, neu aufgebaut oder grundlegend überarbeitet, haben die Behörden in das Re-

gister eine bundesweit einheitlich festgelegte direkte Georeferenzierung (Koordinate) zu dem
jeweiligen Ffurstück, dem Gebäude oder zu einem in einer Rechtsvorschrift definierten Ge-

biet aufzunehmen, auf welches sich die Angaben beziehen. Von der Maßnahme nach Satz 1
kann ganz oder teilweise abgesehen werden, soweit diese einen unverhältnismäßigen wirt-

schaftlichen Aufwand bedeuten würde oder wenn datenschutzrechtliche Gründe der Nutzung
entgegenstehen.

(2) Elektronische Register im Sinne des Gesetzes sind solche, für die Daten aufgrund von

Rechtsvorschriften des Landes elektronisch erhoben oder gespeichert werden. Dies können
öffentliche und nichtöffentliche Register sein.

§23
Amtliche Mitteilungs- und Verkündungsbfätter

(1) Eine durch Rechts Vorschrift des Landes bestimmte Pflicht zur Veröffentlichung in einem
amtlichen Mitteitungs- oder Verkündungsblatt des Landes kann ausschließlich durch eine
elektronische Ausgabe erfüllt werden, wenn diese über öffentlich zugängliche Netze angebo-

ten wird. Satz 1 gilt nicht für das Gesetz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen.

(2) Jede Person muss einen angemessenen Zugang zu der Publikation haben. Gibt es nur

eine elektronische Ausgabe, ist dies in Öffentlich zugänglichen Netzen auf geeignete Weise
bekannt zu machen. Es ist sicherzustellen, dass die publizierten Inhalte allgemein und dau-

erhaft zugänglich sind und eine Veränderung des Inhalts ausgeschlossen ist. Bei gleichzeiti-

ger Publikation in elektronischem und papiergebundenem Format hat die herausgebende
Stelle zu bestimmen, welche Fassung als die authentische anzusehen ist. Gibt es nur eine

elektronische Ausgabe oder ist die elektronische Fassung die authentische, muss die Mög-
lichkeit bestehen, Ausdrucke zu bestellen oder in öffentlichen Einrichtungen auf die Publika-

tion zuzugreifen.

(3) In Bezug auf das Verfahren bei der öffentlichen Bekanntmachung von Satzungen und

sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen der Gemeinden und Gemeindeverbände bleiben
§ 21 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBI.
S. 41) in der Jeweils geltenden Fassung und die Thüringer Bekanntmachungsverordnung

vom 22. August 1994 (GVBI. S. 1045) in der jeweils geltenden Fassung unberührt.
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Dritter Abschnitt
Informationstechnische Zusammenarbeit

§24
Umsetzung von Standardisierungsbeschlüssen des IT-Planungsrates

Fasst der Planungsrat für die IT-Zusammenarbeit der öffentlichen Verwaltung zwischen
Bund und Ländern (IT-Planungsrat) einen verbindlichen Beschluss über fachunabhängige

und fachüberg reifende Interoperabilitäts- oder Sicherheitsstandards nach § 1 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 und § 3 des Vertrages über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundia-

gen der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen von

Bund und Ländern - Vertrag zur Ausführung von Artikel 91c GG (GVBI. 2010 S. 22), sind
diese Standards durch die Behörden des Landes und der Gemeinden und Gemeindever-

bände bei den von ihnen eingesetzten infomnationstechnischen Systemen einzuhalten.

§25
Ebenen übergreifende Zusammenarbeit im E-Govemment

(1) Das Land und die Gemeinden und Gemeindeverbände arbeiten beim Ausbau von E-
Govemment zusammen. Insbesondere sollen einheitliche Dienste und gemeinsame Infra-

Strukturen genutzt werden.

(2) Strategische Abstimmungen werden über den Beirat Kommunales E-Govemment ge-

währleistet. Daneben werden die Kommunalen Spitzenverbände frühzeitig bei Erarbeitung
von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften beteiligt.

§26
Koordinierung des E-Government und des IT-Einsalzes in der Landesverwaltung

(1) Die Steuerung und Koordinierung des E-Government und des IT-Einsatzes in der Lan-

desverwaltung obliegt dem Beauftragten des Freistaats Thüringen für E-Government und
Informationstechnik.

(2) Das für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations- und Kommunikations-

technik und E-Government zuständige Ministerium legt insbesondere die technischen und
organisatorischen Rahmenbedingungen für den Einsatz der Infonnationstechnik und zu Fra-

gen der Organisation, Planung, Zusammenarbeit und Koordinierung des E-Government in

der Landesverwaltung, fest.

§27
Verordnungsennächtigung und Verwaltungsvorschriften

(1) Das für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations- und Kommunikations-
technik und E-Government zuständige Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit
den obersten Landesbehörden durch Rechtsverordnung Bestimmungen über

1. die behördenübergreifende Bereitstellung und den Betrieb von IT-lnfrastruktur-
komponenten und Anwendungen zum efektronischen Nachweis der Identität sowie der
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damit verbundenen Erhebung, Verarbeitung und Speicherung von Daten nach den §§ 6

und 7,

2. die Anforderungen an, den Empfang und die Verarbeitung von elektronischen Rechnun-

gen nach § 13,
3. die Nutzung der Daten und Ausgestaltung der Metadaten nach § 21

zu erlassen.

(2) Das für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations- und Kommunikations-
technik und E-Govemment zuständige Ministerium erlässt im Einvernehmen mit den obers-

ten Landesbehörden die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvor-

Schriften über die technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen für den Einsatz
der Informationstechnik in der Landesverwaltung, insbesondere die Vorgabe von zentralen

Standards für die Behörden des Landes für

1. die Bamerefreiheit in der Infomnationstechnik nach § 2,
2. den Einsatz von De-Mail nach § 5 Abs. 3,

3. die für die Ubermittlung durch Bürger oder juristischen Personen geeigneten Formate
nach § 8 Abs. 1 sowie die Formate nach Abs. 2,

4. den Einsatz von elektronischen Bezahlverfahren nach § 12,

5. die Einführung der elektronischen Akte nach § 15 und das Übertragen und Vernichten

des Papieroriginals nach § 16,
6. die Anwendung der Grundsätze ordnungsgemäßer Führung elektronischer Akten nach

§ 15 Abs. 2,

7. die Optimierung von Verwaltungsabläufen und Einführung der elektronischen Vorgangs-

bearbeitung nach § 18,
8. die elektronische Ubermittlung von Akten nach § 20 Abs. 1 Satz 1,
9. die Beschaffung informationstechnischer Geräte und der für ihren Betrieb erforderlichen

systemnahen Programme für die Landesverwaltung und

10. die Informationssicherheit.

(3) Soweit die Erarbeitung von Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschriften nach den
Absätzen 1 und 2 auch Regelungen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten betrifft,

ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz frühzeitig zu beteiligen.

§28
Anschluss Landesdatennetz und Finanzierung

(1) Das Land trägt die Kosten für den angemessenen Anschluss der Gemeinden und Ge-
meindeverbände an das Landesdatennetz und die zentralen IT-Verfahren, die den Verwal-

tungsaufgaben wahrnehmenden Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Verfügung ge-

stellt werden. Für den Anschluss der Gemeinden und Gemeindeverbände an das Landesda-

tennetz sind die von dem für die Koordinieruhg der ressortübergreifenden Informations- und
Kommunikationstechnik und E-Government zuständigen Ministerium festgelegten An-
schlussbedingungen an das Landesdatennetz in ihrer jeweils gültigen Fassung zu erfüllen.

(2) Das Land kann nach Maßgabe des Haushaltsplans Zuwendungen aus Landesmitteln
gewähren für:
1. einheitliche E-Government- oder IT-lnfrastruktur-lnitiativen oder
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2. Zwecke der IT-Koordinierung oder IT-Standardisierung

der Gemeinden und Gemeindeverbände, welche die gemeinsame Nutzung durch alle Ge-

meinden und Gemeindeverbände zum Ziel haben und zentral bereitgestellt werden. Das Nä-

here regelt eine Richtlinie des für die Koordinierung der ressortübergreifenden Informations-
und Kommunikationstechnik und E-Govemment zuständigen Ministeriums.

§29
Verarbeitung von Daten im Auftrag

(1) Der zentrale Dienstleister für Informations- und Kommunikationstechnik der Landesver-
waltung wird für Behörden des Landes als Auftragsverarbeiter verpflichtend im Sinne der
Artikel 4 Nr. 8 und 29 der Verordnung (EU) 2016/679 in der jeweils geltenden Fassung tätig.
Diese Verarbeitungstätigkeit umfasst die Verarbeitung von Personalaktendaten der Landes-
bediensteten im Auftrag.

(2) Der zentrale Dienstleister für Informations- und Kommunikationstechnik der Landesver-
waltung trifft die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung von Störungen der Verfügbar-
keit, Integrität, Authentizität und Vertraulichkeit hinsichtlich der Verarbeitungstätigkeiten als

Auftragsverarbeiter. Dabei werden Anforderungen des Verantwortlichen berücksichtigt. Die
Inanspruchnahme weiterer Auftragsverarbeiter durch den zentralen Dienstleister für Informa-

tions- und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung ist nur unter Berücksichtigung der
datenschutzrechtlichen Regelungen möglich. Artikel 28 Abs. 3 Buchst, e bis h der Verord-

nung (EU) 2016/679 bleibt unberührt.

§30
Abwehr von Schadprogrammen und Gefahren für die Informationstechnik

(1) Der zentrale Dienstleister für Infonnations- und Kommunikationstechnik der Landesver-

waltung darf zur Abwehr von Gefahren für die Informationstechnik der Landesverwaltung
1. Protokolldaten, die beim Betrieb von Infomnationstechnik der Landesverwaltung anfallen,

erheben und automatisiert auswerten, soweit dies zum Erkennen, Eingrenzen oder Be-

seitigen von Störungen oder Fehlern bei der Infonnationstechnik der Landesverwaltung

oder von Angriffen auf die Informationstechnik der Landesverwaltung erforderlich ist,
2. die an den Schnittstellen der Informationstechnik der Landesverwaltung anfallenden Da-

ten automatisiert auswerten, soweit dies für die Erkennung und Abwehr von Schadpro-

grammen erforderlich ist.

Sofern nicht Abs. 3 ff. eine weitere Verwendung gestatten, muss die automatisierte Auswer-

tung dieser Daten unverzüglich erfolgen; die ausgewerteten Daten müssen nach erfolgtem

Abgleich sofort und spurenlos gelöscht werden. Die Verwendungsbeschränkungen gelten
nicht für Protokolldaten, sofern diese weder personenbezogene noch dem Fernmeldege-

heimnis oder Kommunikationsgeheimnis unterliegende Daten beinhalten. Die Behörden des
Landes sind verpflichtet, den zentralen Dienstleister für Informations- und Kommunikations-

technik der Landesverwaltung bei Maßnahmen nach Satz 1 zu unterstützen und hierbei den
Zugang des zentralen Dienstleisters für Informations- und Kommunikationstechnik der Lan-

desverwaftung zu behördeninternen Protokolldaten nach Satz 1 Nr. 1 sowie Schnittstellenda-

ten nach Satz 1 Nr. 2 sicherzustellen. Protokolldaten der Gerichte und Staatsanwaltschaften

dürfen nur mit deren Einvernehmen erhoben werden.
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(2) Protokolldaten im Sinne dieses Gesetzes sind Steuerdaten eines informationstechni-
sehen Protokolls zur Datenübertragung, die unabhängig vom Inhalt eines Kommunikations-

Vorgangs übertragen oder auf den am Kommunikationsvorgang beteiligten Servern gespei-
chert werden und zur Gewährleistung der Kommunikation zwischen Empfänger und Sender

notwendig sind. Protokolldaten können Verkehrsdaten nach § 3 Nr. 30 des Telekommunika-

tionsgesetzes und Nutzungsdaten nach § 15 Abs. 1 des Telemediengesetzes enthalten.

(3) Protokolldaten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 dürfen über den für die automatisierte Auswer-
tung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erforderlichen Zeitraum hinaus, längstens jedoch für drei

Monate, gespeichert werden, soweit tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, dass diese für
den Fall der Bestätigung eines Verdachts nach Absatz 4 Satz 2 zur Abwehr von Gefahren,
die von dem gefundenen Schadprogramm ausgehen oder zur Erkennung und Abwehr ande-

rer Schadprogramme erforderlich sein können. Schadprogramme sind Programme und sons-

tige informationstechnische Routinen und Verfahren, die dem Zweck dienen, unbefugt Daten
zu nutzen oder zu löschen oder die dem Zweck dienen, unbefugt auf sonstige informations-

technische Abläufe einzuwirken. Durch organisatorische und technische Maßnahmen ist si-

cherzustellen, dass eine Auswertung der nach diesem Absatz gespeicherten Daten nur au-

tomatisiert erfolgt. Die Daten sind zu pseudonymisieren, soweit dies automatisiert möglich
ist. Eine nicht automatisierte Auswertung oder eine personenbezogene Verwendung ist nur

nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze zulässig. Soweit hierzu die Wiederherstellung
des Personenbezugs pseudonymisierter Daten eri'orderlich ist, muss diese durch den Leiter

des zentralen Dienstleisters für Informations- und Kommunikationstechnik Landesverwaltung

im Einvernehmen mit der datenschufzrechtlich verantwortlichen Stelle im Sinne von Artikel
24 Nr. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 angeordnet werden. Die Entscheidung ist zu proto"
kollieren und zu begründen.

(4) Eine über die Absätze 1 und 3 hinausgehende Verwendung personenbezogener Daten
ist nur zulässig, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass

1, diese ein Schadprogramm enthalten,

2. diese durch ein Schadprogramm übermittelt wurden oder
3. sich aus ihnen Hinweise auf ein Schadprogramm ergeben können,

und soweit die Datenverarbeitung erforderlich ist, um den Verdacht zu bestätigen oder zu
widerlegen. Im Fall der Bestätigung ist die weitere Verarbeitung personenbezogener Daten

zulässig, soweit dies

1. zur Abwehr des Schadprogramms,

2. zur Abwehr von Gefahren, die von dem aufgefundenen Schadprogramm ausgehen, oder

3. zur Erkennung und Abwehr anderer Schadprogramme erforderlich ist.

Ein Schadprogramm kann beseitigt oder in seiner Funktionsweise gehindert werden. Die

nicht automatisierte Verwendung der Daten nach den Sätzen 1 und 2 darf nur durch den
Leiter, seinen Stellvertreter oder einen Bediensteten des zentralen Dienstleisters für Informa-

tions- und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung oder des für die Fachaufsicht über
den zentralen Dienstleister für Informations- und Kommunikationstechnik der Landesverwal-

tung zuständigen Ministeriums angeordnet werden. Der Anordnende muss die Befähigung
zum Richteramt besitzen.
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(5) Die Beteiligten des Kommunikationsvorgangs sind spätestens nach dem Erkennen und
der Abwehr eines Schadprogramms oder von Gefahren, die von einem Schadprogramm

ausgehen, zu benachrichtigen, wenn sie bekannt sind oder ihre Identifikation ohne unver-

hältnismäßige weitere Ermittlungen möglich ist und nicht überwiegende schutzwürdige Be-

lange Dritter entgegenstehen. Die Unterrichtung kann unterbleiben, wenn die Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich kein hohes Risiko für die persönlichen
Rechte und Freiheiten der Person zur Folge hat. Der zentrale Dienstleister für Informations-
und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung legt Fälle, in denen er von einer Benach"

richtigung absieht, dem behördlichen Beauftragten für den Datenschutz des zentralen
Dienstleisters für Informations- und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung sowie

einem weiteren Bediensteten, der die Befähigung zum Richteramt hat und beim zentralen
Dienstleister für Informations- und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung oder im für

die Fachaufsicht über den zentralen Dienstleister für Informations- und Kommunikations-
technik der Landesverwaltung zuständigen Ministerium tätig ist, zur Kontrolle vor. Der be-

hördliche Beauftragte für den Datenschutz ist bei Ausübung dieser Aufgabe weisungsfrei und
darf wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Wenn der behördliche Beauftragte für
den Datenschutz der Entscheidung des zentralen Dienstleisters für Informations- und Kom-

munikationstechnik der Landesverwaltung widerspricht, ist die Benachrichtigung nachzuho-
len. Die Entscheidung über die Nichtbenachrichtigung ist zu dokumentieren. Die Dokumenta-

tion darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist nach
zwölf Monaten zu löschen. In den Fällen der Absätze 6 und 7 erfolgt die Benachrichtigung
durch die dort genannten Behörden in entsprechender Anwendung der für diese Behörden

geltenden Vorschriften. Enthalten die für diese Behörden geltenden Vorschriften keine Best-
immungen zu Benachrichtigungspflichten, sind die Bestimmungen der Strafprozessordnung
entsprechend anzuwenden.

(6) Der zentrale IT-Dienstleister der Landesverwaltung kann die nach Absatz 4 verwendeten

personenbezogenen Daten an die Strafverfolgungsbehörden zur Verfolgung einer mittels

eines Schadprogramms begangenen Straftat nach den §§ 202a, 202b, 303a oder 303b des
Strafgesetzbuches übermitteln. Es kann diese Daten ferner übermitteln

1. zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit, die unmittelbar von einem Schad-
Programm ausgeht, an die Polizeibehörden des Bundes und der Länder,

2. zur Unterrichtung über Tatsachen, die sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche
Tätigkeiten für eine fremde Macht erkennen lassen, an das Landesamt für Verfassungs-

schütz.

(7) Für sonstige Zwecke kann der zentrale IT-Dienstleister der Landesverwaltung die Daten

übermitteln
1. an die Strafverfolgungsbehörden zur Verfolgung einer Straftat von auch im Einzelfall er-

heblicher Bedeutung, insbesondere einer in § 100a Abs. 2 der Strafprozessordnung
(StPO) bezeichneten Straftat,

2. an die Polizeibehörden des Bundes und der Länder zur Abwehr einer Gefahr für den Be-

stand oder die Sicherheit des Staates oder Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder

Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhalt im öffentlichen Interesse geboten ist,
3. an die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, wenn tatsächliche An-

haltspunkte für Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland vorliegen, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen die in
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§ 4 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes genannten Schutzgüter ge-

richtet sind.
Die Ubermittlung nach Satz 1 Nr. 1 und 2 bedarf der vorherigen gerichtlichen Zustimmung.

Für das Verfahren nach Satz 1 Nr. 1 und 2 gelten die Bestimmungen des Gesetzes über das

Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk der zentrale IT-Dienstleister

der Landesverwaltung seinen Sitz hat. Die Ubermittlung nach Satz 1 Nr. 3 erfolgt nach Zu-

Stimmung des für Inneres zuständigen Ministeriums, die §§ 9 bis 16 des Artikel 10-Gesetzes

gelten entsprechend.

(8) Eine über die in den Absätzen 1 und 3 bis 7 hinausgehende inhaltliche Auswertung zu

anderen Zwecken und die Weitergabe von personenbezogenen Daten an Dritte sind unzu-

lässig. Soweit möglich, ist technisch sicherzustellen, dass Daten, die den Kernbereich priva-

ter Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben werden. Werden aufgrund der Maßnahmen

der Absätze 1, 3 und 4 Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung er-

langt, dürfen diese nicht verwendet werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Le-

bensgestaltung sind unverzüglich zu löschen. Dies gilt auch in Zweifelsfällen. Die Tatsache

ihrer Erlangung und Löschung ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich
für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu löschen, wenn sie für die-

se Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Kalenderjahres, das
dem Jahr der Dokumentation folgt. Werden im Rahmen der Absätze 5 oder 6 Inhalte oder

Umstände der Kommunikation von in § 53 Abs. 1 Satz 1 StPO genannten Personen übermit-
telt, auf die sich das Zeugnisverweigerungsrecht der genannten Personen erstreckt, ist die

Verwertung dieser Daten zu Beweiszwecken in einem Strafverfahren nur insoweit zulässig,

als Gegenstand dieses Strafverfahrens eine Straftat ist, die im Höchstmaß mit mindestens
fünf Jahren Freiheitsstrafe bedroht ist.

(9) Vor Aufnahme der Datenerhebung und -Verwendung hat der zentrale Dienstleister für
Informations- und Kommunikationstechnik der Landesverwaltung ein Datenerhebungs- und -

verwendungskonzept zu erstellen und für Kontrollen durch den Landesbeauftragten für den
Datenschutz bereitzuhalten. Das Konzept hat dem besonderen Schutzbedürfnis der Kom-

munikation innerhalb der Landesregierung Rechnung zu tragen. Die für die automatisierte
Auswertung ven/vendeten Kriterien sind zu dokumentieren.

(10) Das für die Fachaufsicht über den zentralen Dienstleister für Informations- und Kommu-
nikationstechnik der Landesverwaltung zuständige Ministerium unterrichtet den Landesbe-
auftragten für den Datenschutz kalenderjährtich jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichts-

Jahr folgenden Jahres über
1. die Anzahl der Vorgänge, in denen Daten nach Absatz 6 Satz 1, Absatz 6 Satz 2 Nr. 1

oder Absatz 7 Nr. 1 übermittelt wurden, aufgegliedert nach den einzelnen Ubermittlungs-

befugnissen,

2. die Anzahl der personenbezogenen Auswertungen nach Absatz 4 Satz 1, in denen der

Verdacht widerlegt wurde, sowie

3. die Anzahl der Fälle, in denen der zentrale IT-Dienstleister der Landesverwaltung nach

Absatz 5 Satz 2 oder 3 von einer Benachrichtigung der Betroffenen abgesehen hat.
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(11) Das für die Fachaufsicht über den zentralen IT-Dienstleister der Landesverwaltung zu-

ständige Ministerium unterrichtet kalenderjährlich jeweils bis zum 30.Juni des dem Berichts-
Jahr folgenden Jahres den Innen- und Kommunalausschuss des Landtags über die Anwen-

düng dieser Bestimmung, insbesondere über konkrete Erkenntnisse bezogen auf die Bedro-

hungssituation und Angriffsszenarien für die Informationstechnik der Landesverwaltung.

Vierter Abschnitt

Schlussbestimmungen

§31
Berichtspflichten

(1) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 1. Januar 2019, in welchen Rechts-

Vorschriften des Landes auf die Anordnung des persönlichen Erscheinens zugunsten einer
elektronischen Identifikation verzichtet werden kann.

(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2020 über die Erfah-
rungen mit diesem Gesetz.

§32
Einschränkung von Grundrechten

Durch § 30 dieses Gesetzes werden das Fernmeldegeheimnis und das Kommunikationsge-

heimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes, Artikel 7 der Verfassung des Freistaats Thüringen)
eingeschränkt.

§33
Gleichstellungsbestimmung

Status und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und
weiblicher Form.

Artikel 2

Änderung des Thüringer ES-Errichtungsgesetzes

Das Thüringer ES-Errichtungsgesetz vom 8. Juli 2009 (GVBI. S. 592 -596-), geändert durch

Gesetz vom 8. April 2014 (GVBI. S. 133), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Einheitliche Stelle, Unterstützungseinrichtungen und Begriffsbestimmungen"
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b) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Thüringer Antragssystem für Verwaltungsleistungen ist einheitliche Stelle

im Sinne der §§ 71 a bis 71 e des Thüringer Verwalfungsverfahrensgesetzes
(ThürVwVfG) in der Fassung vom 1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils

geltenden Fassung sowie der §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VwVfG) in der Fassung vom 11. Dezember 2008 (BGBI. l S. 2418) in der jeweils
geltenden Fassung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen."

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Die Industrie- und Handelskammern in Thüringen, die Handwerkskammern in

Thüringen, die Architekten Kammer Thüringen, die Ingenieurkammer Thüringen, die
Landestierärztekammer Thüringen, die Rechtsanwaltskammer Thüringen und die
Steuerberaterkammer Thüringen sind Unterstützungseinrichtungen nach Maßgabe

der folgenden Bestimmungen. Ihnen obliegt insbesondere die Sicherstellung der
Auskunftserteilung der einheitlichen Stelle nach § 71 c Abs. 1 ThürVwVfG, der
Rechtsanwaltskammer Thüringen nach § 71cAbs. 1 VwVfG."

d) In Absatz 2 wird die Angabe „Verwaltungsaufgaben als einheitliche Stelle im Sinne
der §§ 71 a bis 71 e ThürVwVfG" durch die Angabe „Aufgaben im Sinne des Absat-
zes 1a" ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „einheitlichen Stellen" durch das Wort „Unterstüt-
zungseinrichtungen" und die Verweisung „§ 1" durch die Verweisung „§ 1 Abs. la"

ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Unterstützungseinrichtungen handeln durch die Geschäftsstellen. Soweit sie

eine Auskunft erteilen, sind die Mitarbeiter der Geschäftsstellen gegenüber den
nicht an dieser Auskunft beteiligten Unterstützungseinrichtungen zum Stillschweigen
verpflichtet. Den an der Erteilung der Auskunft beteiligten Unterstützungseinrichtun-

gen haben sie lediglich die Auskünfte zu erteilen, deren Kenntnis zur Erfüllung die-
ser Aufgabe erforderlich ist."

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „Verfahren und Anfragen" durch das Wort „Auskünf-
ten" ersetzt.

bb) In den Sätzen 2 und 3 werden jeweils die Worte „einheitlichen Stellen" durch
das Wort „Unterstützungseinrichtungen" ersetzt.

3. § 3 erhält folgende Fassung:
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„§3
Zusammenarbeit, Beschleunigungsgebot

(1) Sind von einer Auskunft mehrere Unterstützungseinrichtungen betroffen, so ist dieje-

nige Unterstützungseinrichtung zuständig, in deren Zuständigkeitsbereich der Schwer-
punkt der Auskunft fällt. Im Streitfall entscheiden die Aufsichtsbehörden im Einvemeh-
men. Bis zur Entscheidung ist die Unterstützungseinrichtung zuständig, bei der das Er-

suchen um Auskunft zeitlich zuerst anhängig wurde oder eingegangen ist.

(2) Die Unterstützungseinrichtungen nehmen von ihnen zu veranlassende Zustellungen
und Zuleitungen unverzüglich vor."

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „einheitlichen Stellen" durch das Wort „Unterstüt- )
zungseinrichtungen" ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Nutzung des Thüringer Antragsystems für Verwaltungsleistungen ist kosten-
frei."

c) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt:

„(3) Für die Leistungen der Unterstützungseinrichtungen im Sinne des § 1 Absatzes

1a Satz 2 werden Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Für die
Gebührenbemessung gilt das Kostendeckungsprinzip. Abweichend von den Sätzen
1 und 2 ist die Erteilung einfacher mündlicher oder schriftlicher Auskünfte verwal-
tungskostenfrei."

' )
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und es werden die Worte „einheitlichen
Stellen" durch das Wort „Unterstützungseinrichtungen" ersetzt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Die einheitlichen Stellen verwenden für die efektroni-
sehe Verfahrensabwicklung" durch die Angabe „Die Unterstützungseinrichtungen
verwenden für die Aufgaben im Sinne des § 1 Abs. 1a" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden jeweils die Worte „den einheitlichen Stellen" durch die Worte
„der einheitlichen Steile" ersetzt.

6. Die §§ 6 und 7 erhalten folgende Fassung:

„§6
Besondere Mitteilungspflichten
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Hat ein Dienstleister das Genehmigungsverfahren unter Verwendung der einheitlichen

Stelle durchgeführt, so ist er vorbehaltlich anderer Bestimmungen verpflichtet,
1. die Gründung von Tochtergesellschaften, deren Tätigkeit dieser Genehmigungsre-

gelung unterworfen ist, oder

2. Änderungen seiner Situation, die dazu führen, dass die Voraussetzungen für die

Erteilung der Genehmigung nicht mehr erfüllt sind,
über die einheitliche Stelle mitzuteilen.

§7
Aufsicht

Die Unterstützungseinrichtungen unterstehen der Rechtsaufsicht. Die Rechtsaufsicht
üben die für die in § 1 Abs. 1a genannten Kammern aufgrund anderer Rechtsvorschrif-
ten zuständigen Behörden aus. Soweit einer juristischen Person des Privatrechts die Be-

fugnis nach § 1 Abs. 2 verliehen wurde, wird die Rechtsaufsicht über sie durch das für
das Wirtschaftsrecht zuständige IVtinisterium ausgeübt; dieses kann die Aufsicht auf
nachgeordnete Behörden übertragen."

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „den einheitlichen Stellen" durch die Worte „der ein-

heitlichen Stelle und den Unterstützungseinrichtungen" ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „einheitlichen Stellen" durch das Wort „Unter-
stützungseinrichtungen" ersetzt.

c) In Absatz 5 werden die Worte „einer einheitlichen Stelle" durch die Worte „der ein-
heitlichen Stelle oder den Unferstützungsemrichtungen" ersetzt.

8. § 9 erhält folgende Fassung:

„§9
Evatuierung

Die einheitliche Stelle und die Unterstützungseinrichtungen erfassen statistisch ihre In-
anspruchnahme und den für die Bearbeitung erforderlichen Zeitaufwand."

9. In § 10 werden die Worte „einheitlichen Stellen" durch das Wort „Unterstützungseinrich-

tungen" ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes
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Nach § 41 Abs. 2 des Thüringer Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung vom 1. De-

zember 2014 (GVBI. S. 685) wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Mit Einwilligung des Beteiligten kann ein elektronischer Verwaltungsakt dadurch be-
kannt gegeben werden, dass er vom Beteiligten oder von seinem Bevollmächtigten über Öf-

fentlich zugängliche Netze abgerufen wird. Die Behörde hat zu gewährleisten, dass der Abruf
nur nach Authentifizierung der berechtigten Person möglich ist und der elektronische Verwal-

tungsakt von ihr gespeichert werden kann. Der Verwaltungsakt gilt am Tag nach dem Abruf
als bekannt gegeben. Wird der Verwaltungsakt nicht innerhalb von zehn Tagen nach Absen-

düng einer Benachrichtigung über die Bereitstellung abgerufen, wird diese beendet. In die-

sem Fall ist die Bekanntgäbe nicht bewirkt; die Möglichkeit einer erneuten Bereitstellung zum
Abruf oder der Bekanntgäbe auf andere Weise bleibt unberührt."

Artikel 4

Änderung des Thüringer Verwaltungskostengesetzes

§ 21 Abs. 4 des Thüringer Verwaltungskostengesetzes vom 23. September 2005 (GVBI.

S. 325), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 (GVBl. S. 531)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Satz 8 werden nach der Verweisung „§§ 8 und 9" die Worte „sowie zu den in Satz 9

genannten Pflichten der gebührenerhebenden Behörden" eingefügt.

2. Folgender Satz wird angefügt:

„Die gebührenerhebenden Behörden haben die aus der Sicht der jeweils fachlich zu-
ständigen obersten Landesbehörden zur Bemessung der Gebührensätze erforderlichen
Angaben nach deren zeitlichen Vorgaben zu erheben und diesen mitzuteilen."

Artikel 5
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach derVerkündung in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten:
1. Artikel 1 §29 Abs. 2 am 25. Mai 2018 und
2. Artikel 1 § 13 Abs. 1 am 27. November 2019
in Kraft.
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